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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafgesetzbuches 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Reddemann, Baron 
von Wrangel, Dr. Gölter, Pfeifer, Vogt, Breidbach, 
Pieroth, Dr. Schulze-Vorberg und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Ein § 353 c, der sich mit der Verletzung von Geheimnissen des 
Staates befaßte, wurde erstmalig durch die NS-Reichsregierung 
am 17. Juli 1936 in das Strafgesetzbuch eingeführt. Der Deutsche 
Bundestag hielt die darin festgelegten Bestimmungen nicht mehr 
für gerechtfertigt und verabschiedete am 25. Juni 1968 im 
Rahmen des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes eine neue 
Fassung des Paragraphen, der u. a. die Höchststrafe von zehn 
auf drei Jahre reduzierte. Schon vor der Verabschiedung der 
Änderung wurde die Besorgnis geäußert, der § 353 c könne 
auch in der neuen Fassung weniger dazu dienen, wirkliche 
Staatsgeheimnisse zu schützen, als vielmehr die Informations- 
freiheit der Bevölkerung zu beeinträchtigen. 

Die erstmalige Anwendung des § 353 c seit seiner Einführung 
vor 34 Jahren hat diese Bedenken verstärkt. Aus dem berech- 
tigten Versuch der Bundesregierung, Mitarbeiter des öffent- 
lichen Dienstes, die möglicherweise gegen den § 353 b des Straf- 
gesetzbuches verstoßen haben, zu finden, wurde eine Unter- 
suchung gegen kritische Journalisten. Der § 353 c des Straf- 
gesetzbuches ließ der Staatsanwaltschaft offenbar keine andere 
Wahl. 
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B. Lösung 

Um zu verhindern, daß es zu einer Kollision zwischen dem 
Grundrecht der Presse- und Informationsfreiheit auf der einen 
und dem Interesse der Regierung auf Geheimhaltung ihrer 
Papiere auf der anderen Seite kommt, ist die Streichung des 
§ 353 c notwendig. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Reddemann, Baron von Wrangel, Dr. Gölter, 
Pfeifer, Vogt, Breidbadi, Pieroth, Dr. Schulze- Vorberg und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

Der § 353 c wird ersatzlos gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 8. Dezember 197.1 


Reddemann 
Baron von Wrangel 
Dr. Gölter 
Pfeifer 
Vogt 
Breidbadi 
Pieroth 

Dr. Sdiulze-Vorberg 
Dr. Bedcer (Möndiengladbadi) 
Frau Berger 
Bittelmann 
von Bodcelberg 
Freiherr von Firdks 


Franke (Osnabrück) 

Dr. Gatzen 
Gierenstein 
Dr. Häfele 
Dr. Reinhard 
Dr. Ritz 
Rösing 
Sdiedl 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Wagner (Trier) 
Windelen 

Dr. Wittmann (München) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Die Pressefreiheit ist, weil sie die Voraussetzung für 
unzensierte Information und unabhängige Meinungs- 
äußerung im Willensbildungsprozeß unserer demo- 
kratischen Gesellschaft bildet, ein so schutzwürdiges 
Gut, daß entgegenstehende gesetzliche Bestimmun- 
gen nur dann beibehalten werden können, wenn 
ohne sie ein anderes Grundrecht gefährdet oder 
lebenswichtige Funktionen der staatlichen Ordnung 
bedroht werden. Da der § 353 c in seiner gegen- 
wärtigen Form geeignet ist, die Pressefreiheit ein- 
zuschränken, sobald nur das Interesse der Bundes- 
regierung tangiert scheint, ist seine Streichung un- 
umgänglich. 
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